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Gesetz 
vom 20. Juni 2007 

über die Abänderung des Allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuches 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch vom 1. Juni 1811, im Fürs-
tentum Liechtenstein eingeführt aufgrund der Fürstlichen Verordnung 
vom 18. Februar 1812, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeän-
dert: 

§ 1328a 

1b. am Recht auf Wahrung der Privatsphäre 

1) Wer rechtswidrig und schuldhaft in die Privatsphäre eines Menschen 
eingreift oder Umstände aus der Privatsphäre eines Menschen offenbart 
oder verwertet, hat ihm den dadurch entstandenen Schaden zu ersetzen. 
Bei erheblichen Verletzungen der Privatsphäre, etwa wenn Umstände 
daraus in einer Weise verwertet werden, die geeignet ist, den Menschen 
in der Öffentlichkeit blosszustellen, umfasst der Ersatzanspruch auch 
eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung. 
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2) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, sofern eine Verletzung der Privat-
sphäre nach besonderen Bestimmungen zu beurteilen ist. Die Verantwor-
tung für Verletzungen der Privatsphäre durch Medien richtet sich allein 
nach den Bestimmungen des Mediengesetzes. 

II. 

Übergangsbestimmung 

Dieses Gesetz findet nur auf Schäden Anwendung, die nach seinem 
Inkrafttreten verursacht werden. 

III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage der Kundmachung in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Otmar Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 


